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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
165 Bebauungsplan L 12 „Im Untere Dorfe“ im Stt. 

Leopoldstal 
hier: Inkrafttreten 

 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt 
Horn Bad Meinberg in seiner Sitzung am 06.12.2012 gem. 
§ 10 des Baugesetzbuches als Satzung beschlossen wor-
den. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird der Bebauungs-
plan L 12 „Im Untere Dorfe“ rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Änderungsbebauungsplan (Planzeichnung mit textli-
chen Festsetzungen) und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –
GO NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann 
gem. § 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 18.03.2013 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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166 2. Änderung des Bebauungsplanes M 7/14 „Im 

Siek / Saue Breite“ im Stt. Bad Meinberg 
hier: Inkrafttreten 

 
Der o.g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Horn-Bad 
Meinberg in seiner Sitzung am 07.02.2013 gem. § 10 des 
Baugesetzbuches als Satzung beschlossen worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird dieser Beschluss hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung 
des Bebauungsplanes M 7/14 „Im Siek / Saue Breite“ 
rechtsverbindlich. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser 
Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die 
Grenzziehung in der zeichnerischen Darstellung verbind-
lich. 
 
Der Änderungsbebauungsplan (Planzeichnung mit textli-
chen Festsetzungen) und die Begründung werden beim 
Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereit gehalten; über 
den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden  
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Form- und Verfah-
rensvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Nr. 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind, unbeachtlich. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen –
GO NRW– beim Zustandekommen dieser Satzung kann 
gem. § 7 (6) GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 13.03.2013 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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167 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. Oe.-H. 2 

der Gemeinde Schlangen - Gebiet zwischen 
der L 937, der Haustenbecker Straße und der 
Kellnerstraße im Ortsteil Oesterholz-
Haustenbeck 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
21.03.2013 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat die 5. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. Oe.-H. 2 mit Begründung als Entwurf 
beschlossen und ordnet die Durchführung der Öffentlich-
keitsbeteiligung und der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 (2) und 
§ 4 (2) BauGB auf der Grundlage dieses Entwurfs an.  
 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. Oe.-H. 2 - Gebiet zwischen 
der L 937, der Haustenbecker Straße und der Kellnerstra-
ße im Ortsteil Oesterholz-Haustenbeck der Gemeinde 
Schlangen in der Zeit vom 
 

19. April 2013 bis einschließlich 21. Mai 2013 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 
8.30 Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr) im Bauamt der Gemeinde Schlangen, Im 
Dorfe 2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in der 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bedenken und Anregungen zu der offen liegenden Be-
gründung können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift im Bauamt der Gemeinde Schlan-
gen, Im Dorfe 2, 33189 Schlangen, vorgebracht werden. 
 
Schlangen, den 27. März 2013 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. Oe-H 2 im Orts-

teil Oesterholz-H. der Gemeinde Schlangen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Geltungsbereich des B.-Planes Nr. Oe-H 2 
  Änderungsbereich 
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Stadt Lage 
 
168 Planfeststellung für den (Ersatz-)Neubau der 

110-kV-Hochspannungsfreileitung der E.ON 
Westfalen-Weser AG vom Umspannwerk 
Dörentrup- Stumpenhagen zum Umspannwerk 
Lage 

 
Die E.ON Westfalen-Weser AG hat für den Neubau der 
110-kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspannwerk 
Dörentrup-Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. 
Vorgesehen ist, die vorhandene 110-kV-
Hochspannungsfreileitung Stumpenhagen-Lage unter weit-
gehender Nutzung des bestehenden Schutzstreifens durch 
einen Neubau zu ersetzen, der im Raum Lage-Heiden eine 
Bündelung mit der 110-kV-Hochspannungsfreileitung Lage-
Vahlhausen vorsieht und daher dort auch Umbaumaßnah-
men dieser Leitung beinhaltet. 
Für das Bauvorhaben einschließlich der damit im Zusam-
menhang stehenden notwendigen Änderungsmaßnahmen 
am bestehenden Stromleitungsnetz werden Grundstücke 
beansprucht in der 

• Gemeinde Dörentrup, Gemarkungen Hillentrup 
und Wendlinghausen 

• Stadt Lemgo, Gemarkungen Voßheide, Brake, 
Wahmbeck und Trophagen 

• Stadt Detmold, Gemarkung Bentrup 
• Stadt Lage, Gemarkungen Heiden und Lage  

 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
 

vom 18. April 2013 bis zum 17. Mai 2013 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus, und zwar bei der  
 

Stadt Lage, 
Bürgerbüro, Lange Str. 74, 

32791 Lage, 
 
während der folgenden Öffnungszeiten: 
 
montags und Mittwoch von 08:00 Uhr bis 17:00 Uhr, 

dienstags von  
donnerstags von  

07:30 Uhr bis 17:00 Uhr, 
07:30 Uhr bis 18:00 Uhr,  

freitags von 
jeden ersten Samstag im Mo-
nat 
 

07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
09:30 bis 12:30 Uhr. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ab-

lauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum  
31. Mai 2013, 

• bei der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 25, 
Leopoldstraße 15, 32756 Detmold sowie  

• bei der Stadt Lage (Anschrift siehe oben)  
 

Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den 
geltend gemachten Belang und das Maß seiner Be-
einträchtigung erkennen lassen. 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausge-
schlossen (§ 43a Nr. 7 S. 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes – EnWG – und § 73 Abs. 4 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW). Einwendungen 
und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach 
Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen 
(§ 43a S. Nr. 7 S. 2 EnWG). 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftenlisten unterzeichnet wurden, ist 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein 
Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter 
der übrigen Unterzeichner zu benennen. Gleiches 
gilt für Einwendungen die in vervielfältigter Form mit 
gleichlautendem Text eingereicht werden (gleich-
förmige Eingabe). Andernfalls können diese Ein-
wendungen unberücksichtigt bleiben. 

 
2. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrich-

tigung der nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz 
(UmwRG) anerkannten Naturschutzvereinigungen 
bzw. den nach Landesrecht anerkannten Natur-
schutzvereinen oder den sonstigen Vereinigungen, 
soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften zur 
Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangele-
genheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind, 
von der Auslegung dieses Plans.  

 
3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in ei-

nem Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt 
gemacht wird. 

 Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben 
haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen de-
ren Vertreter, werden vor dem Termin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigun-
gen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 

 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schrift-
liche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der 
Anhörungsbehörde zu geben ist. 

 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Er-
örterungstermins beendet. 

 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-

bung von Einwendungen und Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder durch Vertreter-
bestellung entstehende Kosten werden nicht erstat-
tet.  

 
 
 
 



280 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 

der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, 
sondern in einem gesonderten Entschädigungsver-
fahren behandelt.  

 
6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des 

Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungs-
behörde entschieden. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender 
und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind.  

 
7.  Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Ver-

änderungssperre nach § 44a Abs. 1 und 2 EnWG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom 
Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).  

 
Stadt Lage, 27. März 2013 
 
 
gez. T. Paulussen 
1. Beigeordneter 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
169 Planfeststellung für den (Ersatz-)Neubau der 

110-kV-Hochspannungsfreileitung der E.ON 
Westfalen-Weser AG vom Umspannwerk 
Dörentrup-Stumpenhagen zum Umspannwerk 
Lage 

 
Die E.ON Westfalen-Weser AG hat für den Neubau der 
110-kV-Hochspannungsfreileitung vom Umspannwerk Dö-
ren-trup-Stumpenhagen bis zum Umspannwerk Lage die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens beantragt. 
Vorgesehen ist, die vorhandene 110-kV-
Hochspannungsfrei-leitung Stumpenhagen-Lage unter 
weitgehender Nutzung des bestehenden Schutzstreifens 
durch einen Neubau zu ersetzen, der im Raum Lage-
Heiden eine Bündelung mit der 110-kV-
Hochspannungsfreileitung Lage-Vahlhausen vorsieht und 
daher dort auch Umbaumaßnahmen dieser Leitung bein-
haltet.  
Für das Bauvorhaben einschließlich der damit im Zusam-
menhang stehenden notwendigen Änderungsmaßnahmen 
am bestehenden Stromleitungsnetz werden Grundstücke 
beansprucht in der 
- Gemeinde Dörentrup, Gemarkungen Hillentrup und 

Wendlinghausen 
- Stadt Lemgo, Gemarkungen Voßheide, Brake, Wahm-

beck und Trophagen 
- Stadt Detmold, Gemarkung Bentrup 
- Stadt Lage, Gemarkungen Heiden und Lage  
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
 

vom 18. April 2013 bis zum 17. Mai 2013 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme aus, und zwar bei der  
 
Stadt Lemgo, Bauamt, Information (Ebene 1)  
Heustr. 36 – 38, 32657 Lemgo 
 
während der folgenden Öffnungszeiten: 
 
montags bis freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

donnerstags von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 

und außerhalb dieser Zeiten nach Absprache  
(Tel. 05261/213-372) 
 
1.  Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist, das ist bis zum  
 

31. Mai 2013, 
 
- bei der Bezirksregierung Detmold, Dezernat 25, Leo-

poldstraße 15, 32756 Detmold sowie  
- bei der Stadt Lemgo (Anschrift siehe oben)   
  
Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Nieder-
schrift erheben. Die Einwendung muss den geltend ge-
machten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung er-
kennen lassen. 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen ausgeschlos-
sen (§ 43a Nr. 7 S. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes – 
EnWG – und § 73 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes NRW). Einwendungen und Stellungnahmen der 
Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls aus-
geschlossen (§ 43a S. Nr. 7 S. 2 EnWG). 
 

 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftenlisten unterzeichnet wurden, ist auf jeder mit ei-
ner Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner zu benennen. Gleiches gilt für Einwendungen die in 
vervielfältigter Form mit gleichlautendem Text eingereicht 
werden (gleichförmige Eingabe). Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 
2.  Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichti-
gung der nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) 
anerkannten Naturschutzvereinigungen bzw. den nach 
Landesrecht anerkannten Naturschutzvereinen oder den 
sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Um-
weltschutz einsetzen und nach in anderen gesetzlichen 
Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umwelt-
angelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind, 
von der Auslegung dieses Plans.  
 
3.  Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem 
Termin erörtert, der noch ortsüblich bekannt gemacht wird. 
Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, 
bzw. bei gleichförmigen Einwendungen deren Vertreter, 
werden vor dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind 
mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können 
sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungs-
verfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins been-
det. 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
4.  Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung 
von Einwendungen und Stellungnahmen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung entste-
hende Kosten werden nicht erstattet.  
 
5.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, wer-
den nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren behandelt.  
 
6.  Über die Einwendungen wird nach Abschluss des An-
hörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde 
entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfest-
stellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die 
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind.  
 
7.  Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Verän-
derungssperre nach § 44a Abs. 1 und 2 EnWG in Kraft. 
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der Vorhaben-
trägerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen 
Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).   
 
Lemgo, den 02. April 2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo   
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann  

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
170 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Schieder-Schwalenberg für das 
Haushaltsjahr 2013 

 
Gemäß § 80 Absatz 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV NW S.666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird be-
kannt gemacht, dass der Entwurf der Haushaltssatzung der 
Stadt Schieder-Schwalenberg für das Haushaltsjahr 2013 
mit Anlagen ab dem 26.03.2013 während der Dienststun-
den (montags bis freitags von 08.00 – 12.00 Uhr sowie 
donnerstags von 14.00 – 17.00 Uhr) im Rat- und Bürger-
haus, Domäne 3, Zimmer 22 bis zum Abschluss des Bera-
tungsverfahrens im Rat öffentlich zur Einsichtnahme aus-
gelegt wird. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung nebst Anlagen 
können Einwohner und Abgabepflichtige innerhalb einer 
Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Auslegung 
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Die Einwendungen sind zu richten an: 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 1 – Finanzen und Organisation 
Domäne 3 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat in öffentlicher 
Sitzung. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 11.03.2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 
 
 
171 1. Änderung der Außenbereichsatzung nach 

§ 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) für 
den Ortsteil Lothe, Bereich "Steinheimer Stra-
ße"  

 
Bekanntmachung 

 
über das Inkrafttreten der 1. Änderung der Außenbereich-
satzung nach § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) 
für den Ortsteil Lothe, Bereich "Steinheimer Straße" der 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 23.02.2012 die 1. Änderung der Außenbereich-
satzung nach § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) 
für den Ortsteil Lothe, Bereich "Steinheimer Straße" 
gem. § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) als Sat-
zung beschlossen.  
 
Mit der Änderung der v. g. Außenbereichsatzung wird die 
zulässige Anzahl der Wohnungen je Gebäude geändert. 
 

 
Der Geltungsbereich der Änderung kann dem beigefügten 
Übersichtsplan (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
entnommen werden, der dieser Bekanntmachung beigefügt 
ist. 
 
Die v. g. Außenbereichsatzung liegt mit der Begründung 
und der zusammenfassenden Erklärung bei der Stadtver-
waltung – Fachbereich 2 (Stadtentwicklung) – Im Kurpark 
2, Zimmer 20, während der Dienststunden, und zwar mon-
tags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von mon-
tags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr zu je-
dermanns Einsicht aus. Über den Inhalt der Satzung, der 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung wird 
auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung der Au-
ßenbereichsatzung nach § 35 Abs. 6 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) für den Ortsteil Lothe, Bereich "Steinheimer 
Straße" gemäß § 10 Abs. 3 i. V. m.   § 1 Abs. 8 BauGB in 
Kraft. 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine 
bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen. 

 
2. Unbeachtlich werden  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,  
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde un-
ter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. Entsprechendes 
gilt, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 
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3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung NW (GO NW) kann gemäß 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 24.02.2012 
 
STADT SCHIEDER-SCHWALENBERG 
DER BÜRGERMEISTER 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
 

 Darstellung des räumlichen Geltungsbereiches der 
Außenbereichssatzung nach § 35 Abs. 6 BauGB 

„Steinheimer Straße“  im Ortsteil Lothe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
172 Feststellung des Jahresabschlusses 2011 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 20.03.2013 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV.NRW S.666) in der zurzeit geltenden Fas-
sung den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhil-
fenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 
mbH geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht 
festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte Ent-
lastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2011  
AKTIVA  
A. Anlagevermögen  
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 30.241,00 € 
II. Sachanlagen  
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen 7.955.421,00 € 
b) Ackerland 261.911,00 € 
c) Wald, Forsten 286.924,00 € 
d) sonstige unbebaute Grundstücke 92.052,00 € 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.390.376,00 € 
b) Schulen 6.879.349,00 € 
c) Wohnbauten 923.607,00 € 
d) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be-
triebsgebäuden 

 
8.378.172,00 € 

3. Infrastrukturvermögen  
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen 2.545.137,00 € 
b) Brücken und Tunnel 780.096,00 € 
c) Gleisanlagen mit Streckenausrüstung und 
Sicherheitsanlagen 

 
0,00 € 

d) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti-
gungsanlagen 

 
9.235.038,00 € 

e) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen 

 
19.615.187,77 € 

f) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen 2.336.594,00 € 
4. Bauten auf fremdem Grund und Boden 10.048,00 € 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 90,00 € 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge 

 
1.664.859,00 € 

7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 273.647,00 € 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 74.467,00 € 
III. Finanzanlagen  
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 829.125,18 € 
2. Beteiligungen 79.086,21 € 
3. Sondervermögen 0,00 € 
4. Wertpapiere des Anlagevermögens 22.901,81 € 
5. Ausleihungen  
a) an verbundene Unternehmen 0,00 € 
b) an Beteiligungen 0,00 € 
c) an Sondervermögen 0,00 € 
d) sonstige Ausleihungen 75.926,73 € 
B. Umlaufvermögen  
I. Vorräte  
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 471.248,00 € 
2. Geleistete Anzahlungen 0,00 € 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 
a) Gebühren 255.907,82 € 
b) Beiträge 27.721,73 € 
c) Steuern 621.389,91 € 
d) Forderungen aus Transferleistungen 63.311,42 € 
e) sonstige öffentlich-rechtl. Forderungen 116.102,51 € 
2. Privatrechtliche Forderungen  
a) gegenüber dem privaten Bereich 74.530,72 € 
b) gegenüber dem öffentlichen Bereich 11.066,59 € 
c) gegen verbundene Unternehmen 0,00 € 
d) gegen Beteiligungen 73.219,89 € 
e) gegen Sondervermögen 0,00 € 
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3. Sonstige Vermögensgegenstände 107.579,58 € 
III. Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 € 
IV. Liquide Mittel 689.306,04 € 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 659.477,22 € 
Summe AKTIVA 66.911.118,13 € 
  
PASSIVA  
A. Eigenkapital  
I. Allgemeine Rücklage 18.461.412,27 € 
II. Sonderrücklagen 0,00 € 
III. Ausgleichsrücklage 0,00 € 
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 1.559.060,38 € 
B. Sonderposten  
I. für Zuwendungen 13.127.738,61 € 
II. für Beiträge 8.595.824,46 € 
III. für den Gebührenausgleich 0,00 € 
IV. sonstige Sonderposten 3.667.956,45 € 
C. Rückstellungen  
I. Pensionsrückstellungen 3.523.277,00 € 
II. Rückstellungen für Deponien u. Altlasten 0,00 € 
III. Instandhaltungsrückstellungen 145.489,19 € 
IV. Sonstige Rückstellungen 1.036.986,90 € 
D. Verbindlichkeiten  
I. Anleihen 0,00 € 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. von verbundenen Unternehmen 110.000,00 € 
2. von Beteiligungen 0,00 € 
3. von Sondervermögen 0,00 € 
4. vom öffentlichen Bereich 2.242.020,20 € 
5. vom privaten Kreditmarkt 3.720.336,14 € 
III. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui-
ditätssicherung 

 
11.000.003,79 € 

IV. Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
Kreditaufnahmen wirtschaftl. gleichkommen 

 
0,00 € 

V. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

 
298.939,20 € 

VI. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 375,44 € 
VII. Sonstige Verbindlichkeiten 1.396.152,17 € 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 1.098.666,70 € 
Summe PASSIVA 66.911.118,13 € 
 

Gesamtergebnisrechnung 2011 
Ertrags- / Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 7.161.723,34 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 4.420.649,11 
+ Sonstige Transfererträge 30.487,16 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.568.145,40 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 266.689,67 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 268.978,68 
+ Sonstige ordentliche Erträge 629.120,11 
+ Aktivierte Eigenleistungen 3.000,00 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Erträge 16.348.793,47 
- Personalaufwendungen 3.635.207,10 
- Versorgungsaufwendungen 182.036,85 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 2.511.207,45 
- Bilanzielle Abschreibungen 1.988.857,67 
- Transferaufwendungen 7.210.202,47 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.740.165,49 
= Ordentliche Aufwendungen 17.267.677,03 
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit -918.883,56 
+ Finanzerträge 2.982,83 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen 643.159,65 
= Finanzergebnis -640.176,82 
= Ordentliches Ergebnis -1.559.060,38 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Ergebnis 0,00 
= Jahresergebnis -1.559.060,38 
  
 
 
 
 
 
 

 
Gesamtfinanzrechnung 2011 

Ein- / Auszahlungsarten in € 
Steuern und ähnliche Abgaben 6.588.215,59 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 3.972.557,59 
Sonstige Transfereinzahlungen 9.047,16 
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.299.147,02 
Privatrechtliche Leistungsentgelte 297.109,38 
Kostenerstattungen, Kostenumlagen 222.714,96 
Sonstige Einzahlungen 414.025,48 
Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen 18.987,13 
Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 14.821.804,31 
Personalauszahlungen 3.327.510,08 
Versorgungsauszahlungen 165.133,88 
Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 2.652.719,66 
Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 626.769,96 
Transferauszahlungen 7.090.897,70 
Sonstige Auszahlungen 1.668.863,89 
Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 15.531.895,17 
Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit -710.090,86 
Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 1.117.703,87 
Einzahlungen aus Veräußerung Sachanlagen 37.640,00 
Einzahlungen aus Veräußerung Finanzanla-
gen 

0,00 

Einzahlungen aus Beiträgen u.ä. Entgelten 156.796,59 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 1.312.140,46 
Auszahlungen für Erwerb von Grundstücken 
und Gebäuden 

 
92,23 

Auszahlungen für Baumaßnahmen 234.071,68 
Auszahlungen für Erwerb von beweglichem 
Anlagevermögen 

 
296.488,81 

Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen 0,00 
Auszahlungen von aktivierbaren Zuwendun-
gen 

0,00 

Sonstige Investitionsauszahlungen 45.866,61 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 576.519,33 
Saldo der Investitionstätigkeit 735.621,13 
Aufnahme und Rückflüsse von Darlehen 1.431,64 
Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung 6.000.000,00 
Tilgung von Krediten für Investitionen 540.197,66 
Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung 5.000.000,00 
Saldo der Finanzierungstätigkeit 461.233,98 
Änderung des Bestandes eigene Finanzmittel 486.764,25 
Anfangsbestand an Finanzmitteln 200.306,01 
Einzahlungen an fremden Finanzmitteln 69.539,80 
Auszahlungen an fremden Finanzmitteln 67.307,81 
Saldo der Liquiditätsreserven 202.538,00 
Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 689.302,25 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Schieder-
Schwalenberg über den Jahresabschluss 2011 und den 
Lagebericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 Absatz 2 GO NRW bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2011 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Bürger- und Rathaus Schieder, 
Domäne 3, 32816 Schieder-Schwalenberg, Obergeschoss, 
Zimmer 22 während der allgemeinen Öffnungszeiten (mon-
tags bis freitags von 8 bis 12 Uhr und donnerstags von 14 
bis 17 Uhr) öffentlich aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 25. März 2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl. Lippe 10.04.2013 
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173 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2010 
 
I. Gesamtabschluss 2010 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg und die Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 20.03.2013 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. 
§ 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666) in 
der zurzeit geltenden Fassung den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den 
Gesamtlagebericht zum 31.12.2010 festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. Die Gesamtbilanz zum 
31.12.2010 sowie die Gesamtergebnisrechnung 2010 sind 
nachstehend abgedruckt: 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2010  
AKTIVA  
A. Anlagevermögen  
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 29.479,00 € 
II. Sachanlagen  
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen 8.026.402,00 € 
b) Ackerland 261.911,00 € 
c) Wald, Forsten 285.083,00 € 
d) sonstige unbebaute Grundstücke 102.458,00 € 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.410.083,00 € 
b) Schulen 7.030.637,00 € 
c) Wohnbauten 950.701,00 € 
d) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be-
triebsgebäuden 

 
8.682.747,00 € 

3. Infrastrukturvermögen  
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen 2.533.585,00 € 
b) Brücken und Tunnel 802.855,00 € 
c) Gleisanlagen mit Streckenausrüstung und 
Sicherheitsanlagen 

 
0,00 € 

d) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti-
gungsanlagen 

 
13.190.252,99 € 

e) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen 

 
20.199.603,21 € 

f) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen 2.476.203,00 € 
4. Bauten auf fremdem Grund und Boden 11.723,00 € 
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 90,00 € 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge 

 
1.864.272,00 € 

7. Betriebs- und Geschäftsausstattung 271.728,00 € 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 20.450,00 € 
III. Finanzanlagen  
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 16.415,00 € 
2. assoziierte Unternehmen 1,00 € 
3. Beteiligungen 79.085,21 € 
4. Wertpapiere des Anlagevermögens 22.901,81 € 
5. Ausleihungen 77.358,37 € 
B. Umlaufvermögen  
I. Vorräte  
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 513.581,11 € 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Forderungen 853.498,35 € 
2. Sonstige Vermögensgegenstände 112.974,35 € 
III. Liquide Mittel 426.130,82 € 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 680.619,67 € 
Summe AKTIVA 70.932.828,89 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
PASSIVA  
A. Eigenkapital  
I. Allgemeine Rücklage 18.569.857,64 € 
II. Ausgleichsrücklage 1.237.258,72 € 
III. Ergebnisvorträge 86.765,57 € 
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag - 1.610.691,70 € 
B. Sonderposten  
I. für Zuwendungen 13.337.135,27 € 
II. für Beiträge 8.721.391,94 € 
III. für den Gebührenausgleich 0,00 € 
IV. sonstige Sonderposten 3.772.580,72 € 
C. Rückstellungen  
I. Pensionsrückstellungen 3.338.849,00 € 
II. Instandhaltungsrückstellungen 239.153,00 € 
III. Steuerrückstellungen 3.096,67 € 
IV. Sonstige Rückstellungen 845.598,19 € 
D. Verbindlichkeiten  
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investi-
tionen 

 
10.185.242,43 € 

II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui-
ditätssicherung 

 
10.021.641,48 € 

III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 

 
335.976,39 € 

IV. Sonstige Verbindlichkeiten 929.276,87 € 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 919.696,70 € 
Summe PASSIVA 70.932.828,89 € 
 

Gesamtergebnisrechnung 2010 
Ertrags- / Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 5.413.283,63 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 5.633.543,65 
+ Sonstige Transfererträge 4.014,82 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.387.080,17 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 258.579,21 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 172.236,17 
+ Sonstige ordentliche Erträge 976.441,56 
+ Aktivierte Eigenleistungen 5.783,77 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Gesamterträge 15.850.962,98 
- Personalaufwendungen 3.277.186,11 
- Versorgungsaufwendungen 153.849,34 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienstleistungen 2.719.321,01 
- Bilanzielle Abschreibungen 2.259.009,80 
- Transferaufwendungen 6.721.259,38 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.389.964,95 
= Ordentliche Gesamtaufwendungen 16.520.590,59 
= Ordentliches Gesamtergebnis - 669.627,61 
+ Finanzerträge 11.330,12 
- Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 912.080,46 
= Gesamtfinanzergebnis - 900.750,34 
+ Außerordentliche Erträge 57.621,79 
- Außerordentliche Aufwendungen 97.935,54 
= Außerordentliches Gesamtergebnis - 40.313,75 
= Gesamtjahresergebnis - 1.610.691,70 
 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2010 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2010 der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 
i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg ist gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.v.m. § 96 Abs. 2 
Satz 1 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 
25.03.2013 angezeigt worden. 
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IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Schieder-
Schwalenberg liegt gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 
§ 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW ab sofort bis zur Feststellung 
des folgenden Gesamtabschlusses zur Einsichtnahme im 
Bürger- und Rathaus Schieder, Domäne 3, 32816 Schie-
der-Schwalenberg, Obergeschoss, Zimmer 22 während der 
allgemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags von 8 bis 
12 Uhr und donnerstags von 14 bis 17 Uhr) öffentlich aus. 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2010. 
Der Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenann-
ten Zeiten im Bürger- und Rathaus Schieder, Oberge-
schoss, Zimmer 22 zur Einsichtnahme gemäß § 117 Abs. 2 
GO NRW aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 26. März 2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 
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174 Bekanntmachung über die Zusammensetzung 

des Wahlausschusses 
 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 20.03.2013 gem. § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(KWahlG NRW) folgende Personen zu Beisit-
zern/Beisitzerinnen bzw. zu deren Stellvertre-
tern/Stellvertreterinnen in den Wahlausschuss gewählt: 
 
Beisitzer/Beisitzerinnen: 
 
Waltraud Müller 
Hans-Jürgen Reker 
Jörg Kuhlemann 
Jürgen Müllers 
Heiner Gerken 
Ulrich Oehlerking 

Stellvertreter/-in 
 
Ute Holley 
Detlef Hundt 
Dietmar Schmidt 
Achim Hasse 
Moritz Ilemann 
Heinz Brinkmann 

 
Gem. § 6 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung werden die 
Namen der Mitglieder des Wahlausschusses und ihrer Ver-
teter(-innen) hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 27.03.2013 
 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
(Gert Klaus)  
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Jagdgenossenschaft Pivitsheide 
 
175 Versammlung der Jagdgenossenschaft Pivits-

heide 
 
Am Donnerstag, den 25.04.2013, findet in der Gaststätte 
„Kohlpott“ eine Versammlung der Jagdgenossenschaft 
statt. Beginn: 20:00 Uhr. 
 
Tagesordnung 
 
1. Begrüßung G. Wiemann von John 
 
2. Feststellung der Abstimmungs- 
 und Beschlussfähigkeit G. Wiemann von John 
 
3. Verlesung des Vorjahresprotokolls M. Römisch 
 
4. Kassenbericht des Kassenführers O. Heinrichs 
 
5. Bericht d. Kassenprüfer u. 
 ggf. Entlastung K. Rafael/H. Linnebrügge 
 
6. Vorlage des Haushaltsplanes O. Heinrichs 
 
7. Bericht des Vorstehers G. Wiemann von John 
 
8. Verschiedenes O. Heinrichs 
 
Die Jagdgenossen werden hiermit zu dieser Versammlung 
eingeladen.  
Im Anschluss an die Versammlung findet die Auszahlung 
des Jagdgeldes statt.  
 
Detmold-Pivitsheide, am 14.03.2013 
 
 
Für die Jagdgenossenschaft Pivitsheide 
Georg Wiemann von John, Vorsteher 
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Landesverband Lippe 
 
176 Sitzung des Treuhandausschusses des Lan-

desverbandes Lippe 
 
Am Donnerstag, den 11.04.2013, um 15:00 Uhr, in Lemgo, 
Schloss Brake, Schlossstraße 18, findet die 18. Nichtöffent-
liche Sitzung des Treuhandausschusses statt. 
 
Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkte 
 
 1.   Niederschrift über die 17. nichtöffentliche Sitzung 

des Treuhandausschusses in der 15. Wahlperiode 
der Verbandsversammlung am 08.03.2013 

  
 2.   Anfragen von Ausschussmitgliedern 
  
 3.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende 

Verwaltungsangelegenheiten 
  
 4.   Anlageangelegenheit 
  
 5.   Anlageangelegenheit 
  
 6.   Anlageangelegenheit 
  
Lemgo, 03.04.2013 
 
 
gez. Klaus Stein 
Allgemeiner Vertreter 
der Verbandsvorsteherin 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
177 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 
29. November 2012  bis zum Aufgebotstermin niemand 
gemeldet hat, werden die in Verlust geratenen 
Sparkassenbücher Nr.  
 

342.199.114 342.350.360 342.370.566 
 
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der 
Verordnung über den Betrieb und die Geschäfte der 
Sparkassen (SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit 
für kraftlos erklärt. 
 
Detmold, den 25. März 2013 
 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 
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